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Begrüßung 
Bettina Brücher, stellv. Bürgermeisterin der Stadt Wuppertal
Iris Colsman, Geschäfsführerin des FÄRBEREI e. V . 

Rund 35 Teilnehmer*innen fanden si
am 14.11.2017 zur fünfen Veranstaltu
der Werkstattreihe „Sozialraumorient
rung und ressortübergreifende Ha
lungsansätze in der Stadtentwicklung u
im Quartier“ in der Färberei in Wupper
Oberbarmen ein. Zum Thema „Inklusi
im Quartier“ kamen überwiegend Int
essierte aus dem Aufgabenfeld der Ink
sion, was auch die Wahrnehmung unt
strich, dass Inklusion als Thema in d
Quartieren der Sozialen Stadt bislang n
wenig behandelt wird. Der Impulsbeitr
zielte entsprechend auch darauf, das T
ma in der Diskussion weiter voranzubr
gen, indem er die „FAQs“ von Inklusi
mit praktischen Beispielen verknüpfe, 
Jutta Stratmann, die für das einladen
Städtenetz Soziale Stadt NRW begrüßte
 
Der Tagungsort, die „Färberei“ in W
pertal, war nicht zufällig gewählt: Betti
Brücher, stellvertretende Bürgermeis
rin der Stadt Wuppertal, wies darauf h
dass das „Haus für Integration und Ink
sion“ beispielhaf bereits das umset
was auf Quartiersebene notwendig s
wodurch es ein wichtiger Baustein 
Weges der Stadt Wuppertal auf dem 
zu einer inklusiveren Stadtgesellsch
sei. Ein zweiter Schritt wurde in Wupp
tal 2016 getan, als die kommunale Beh
dertenbeaufragte zusätzlich zur Inklu
onsbeaufragten ernannt wurde. 

Frau Colsman, Leiterin des FÄRBE
e.  V., begrüßte die Gäste als Hausher
und erläuterte ihr Verständnis von 
klusion: Demnach müsse Inklusion 
Dachthema überall mitgedacht werd
Es sei kein Extrathema, sondern es ge
darum zu lernen, dass es immer da
gehöre. Der Leitfaden dazu seien Frag
wie: Wie gestalte ich mein Lebensumfe
dass es auch für andere Menschen an
messen ist? Inklusion müsse bereits v
den Veranstaltungen, vor dem Bauen, v
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den Begegnungen mitgedacht werden! 
Nur dann stünden technische Hilfsmittel 
bereit oder hingen die Hinweisschilder 
auch auf Augenhöhe von Rollstuhlfah-
rer*innen, ohne dass Menschen mit Be-
hinderung extra auf den Unterstützungs-
bedarf hinweisen müssten. 

Gerade Cafés, kulturelle Räume wie Thea-
ter, Kino oder Opernhäuser, aber auch Be-
ratungsstellen seien in Wuppertal häufg 
nicht barrierefrei erreichbar. Die Färbe-
rei (vor 25 Jahren bereits barrierefrei er-
baut) sollte deshalb ein Ort sein, an dem 
sich Menschen mit Behinderung trefen 
und Kultur erleben können. Inklusion 
träfe sich in Oberbarmen mit dem The-
ma Integration. Im Haus befänden sich 
auch die KoKoBe (Koordinierungs-, Kon-
takt und Beratungsstelle für Menschen 
mit geistiger Behinderung), Räume für 
Selbsthilfegruppen und Räume für Bür-
gerbegegnung. Andere öfentliche Räu-
me seien in Oberbarmen aufgrund der 
Topografe oder der baulichen Situation 
nur schwer zu erreichen, daher nutzten 
andere Einrichtungen, wie z. B. das Quar-
tiersbüro, gerne auch die Räumlichkeiten 
in der Färberei. 

Mit dem Kompetenzzentrum Selbstbe-
stimmt Leben habe der FÄRBEREI e. V. 
in Düsseldorf eine Einrichtung, die im 
ganzen Regierungsbezirk Düsseldorf für 
strukturelle Beratung zum Thema Inklu-
sion zuständig sei, also auch dem Städ-
tenetz beratend zur Seite stehen könne. 
Drei Mitarbeiterinnen des KSL Düssel-
dorf seien an diesem Tag anwesend. Ein 
solches Kompetenzzentrum gebe es in 
jedem Regierungsbezirk in NRW, zudem 
sei eine Koordinierungsstelle in Gelsen-
kirchen eingerichtet. 

Frau Colsman, die auch die Leitung des 
KSL innehat, bot eine Zusammenarbeit 
mit dem Städtenetz an. 
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Impulsvortrag 

Inklusive Quartiersentwicklung 
– ein neuer Leitbegriff für die So ziale Stadt? 

Sofie Eichner und Dr. Matthias Sauter, 
STADTRAUMKONZEPT GmbH, Dortmund 

Aktion Mensch (2015) 

Die leitende Frage des Vortrags laut
Wie stehen die Konzepte der Sozia
Stadt und der Inklusion zueinander? K
die Soziale Stadt von der inklusiven Q
tiersentwicklung proftier en und / o
können Erfahrungen aus der Sozia
Stadt das Thema Inklusion bereiche
Der Vortrag zielte darauf ab, Gemeins
keiten der beiden Konzepte zu erört
um sich von beiden Seiten anzunäh
und eine of ene Diskussion anzuregen

Dabei fossen die l angjährigen Erfahr
gen der beiden Vortragenden mit 
Themen Soziale Stadt und inklusive Q
tiersentwicklung in unterschiedlic
Projektzusammenhängen ein: 

■  Durchführung diverser Evaluatio
und Verstetigungsprozesse der 
zialen Stadt; u. a. in Gelsenkirc
Südost, Rheine Dorenkamp, Vel
Birth-Losenburg, Herten Nord 

■  Erarbeitung von kommunalen 
samtstrategien und Aktionsplä
zur Umsetzung der UN-Behindert
rechtskonvention; u. a. in Freib
(Gesamtstadt und Quartier), Mülh
an der Ruhr (aus dem Quartier 
aus), Rhein-Sieg-Kreis und Kreis 
tersloh (überörtlich) 

■  Beratung von Quartiersentwicklu
prozessen; u. a. Nordkirchen auf d
Weg zur inklusiven Gemeinde (Q
tiersmanagement mit dem Auf
Inklusion) 

■  Wissenschaflic he Begleitung 
Modellprojekten; u. a. „Q8 – Quar
re bewegen“ in Hamburg und Bad
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desloe (Quartier als Handlungsebene 
auch der freien Träger der Behinder-
tenhilfe) 

Der Status quo 

Das Thema Inklusion im Sinne einer in-
klusiven Quartiersentwicklung ist in den 
meisten Städten und Gemeinden noch 
Neuland, die bisherigen Projekte haben 
den Charakter von Modellprojekten, bei 
denen die Akteure ihre individuelle und 
gemeinsame Position zum Thema noch 
suchen müssen. 

Die Praxis vor Ort hat gezeigt, dass es wie 
so of keine fertigen Konzepte gibt, son-
dern dass lokale Maßarbeit ebenso erfor-
derlich ist wie ein kritisches Hinterfragen 
eigener Routinen. 

Was genau heißt eigentlich Inklu-
sion? Und warum hat der Begrif in  
den letzten Jahren so viel an Bedeu-
tung gewonnen? 

Der Begrif der Inklusion hat durch die 
Ratifzierung der UN-Behindertenrechts-
konvention (auch UN-BRK; Beschluss: 
13.12.2006; in Kraf seit 03.05.2008) eine 
hohe Dynamik erzeugt und vielfältige 
Veränderungsprozesse in den Kommu-
nen angestoßen. Ihm liegt ein grundle-
gend anderes Verständnis zugrunde als 
dem Begrif der Integration, der von ei-
ner homogenen aufnehmenden Gruppe 
ausgeht. Inklusion ist als eine gleichbe-
rechtigte Gemeinschaf unterschiedli-
cher Individuen zu verstehen. 

Die Konvention konkretisiert die Erklä-
rung der Menschenrechte für Menschen 
mit Behinderung. Mit dem neuen Para-
digma der Inklusion verbinden sich zum 
einen die Anerkennung der Verschieden-
heit - alle sind unterschiedlich, es gibt 
keine Norm - zum anderen verpfichtet 
die Konvention alle Staaten, auf diese 
Erkenntnis zu reagieren. Die Konvention 



  

  

 

kann in Deutschland eine erstaunlic
Operationalisierungskarriere aufweis
Seit 2011 besteht auf nationaler Ebe
der „Nationale Aktionsplan der Bund
regierung zur Umsetzung der UN-Beh
dertenrechtskonvention – Unser Weg
eine inklusive Gesellschaf “. Auf Lande
bene wurde im Juli 2012 der nächste U
setzungsschritt vollzogen: „NRW  inklus
Eine Gesellschaf f ür alle. Aktionspl
der Landesregierung zur Umsetzung 
UN-Behindertenrechtskonvention“. 

Und auch auf der kommunalen Agen
ist das Thema Inklusion angekomm
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Kaum eine UN-Konvention hat eine de
artige Durchschlagskraf in so kurzer Ze 
entfaltet. 

Dabei ist das Thema kein leichtes und I
klusion kein harmonischer Zustand, so
dern ein dauerhafer  gesellschaflic he
Prozess, der auch Interessenskonfikt 
und Auseinandersetzungen hervorru
und der letztlich auch Machtumverte
lung beinhaltet. Die Debatte um Inkl
sion hat sich zunächst auf den Bereic
Bildung und Schule konzentriert; abe
Inklusion ist mehr als Schule und b
trift alle Ber eiche des Lebens. Dahe
ist die inklusive Quartiersentwicklun
der folgerichtige nächste Schritt. Dam
verbunden ist auch die Erweiterung de
Verständnisses der Zielgruppe: In de
schulischen Debatte geht es of „n ur“ u
Menschen mit Behinderungen, die ko
munalen Aktionspläne legen dagegen ei
weites Verständnis von Inklusion zugru
de, das alle Menschen mit unterschiedl
chen Barrieren einschließt. 

Im Aktionsplan bzw. Leitbild für ein i
klusives Freiburg (siehe Abbildung u
ten) wird dieses Verständnis beispielha
zum Ausdruck gebracht. 

Dieses Verständnis impliziert auch, das
nicht Menschen das Problem sind, so
dern die Faktoren (z. B. Barrieren), die si
an der gleichberechtigten gesellscha
lichen Teilhabe hindern: Damit geht ei
neues Verständnis von Behinderung al

r- linke Spalte: Plakatwettbe-
it werb Deutsches Studen-

tenwerk (2014) 
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n plan Inklusion Freiburg 
s (2015/2016) 
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Bestä

Bestä Thema
Kr

rat- ‚Inklusion‘ 

ÖPNAngebot e

V-S bar zu machen 

Stadtentwicklung 
Arbeit und Mobilität 

Schwellenloser Zugang zuInklusion in Betrieben fördern 
Fahrzeugen und Haltestellen 

Arbeitskreis ‚Inklusive 

Freizeit, Kultur, Sport 

Barrierefreier Zugang zu Angeboten 

Fortbildung für Einlass- und ServicepersonalBetriebe‘ gründen 

Informationsangebot entwickeln für 
Thema Inklusion in die Verbändeinklusive Ausbildung und Arbeit 
(DEHOGA, Wirteverband) tragen 

Barr 

Kooperation von 
Gastronomie und 
Behindertenhilfe 

ieren erfahrbar machen 

Barrierefreie 
Reiseketten 

Z ugangsmöglichkei t en und Ba r r ie r en v on E r w ei t erung der Efa um 
G as t - und K ulturst ä t t en be k an n t machen I n f os zur Ba r r ie r ef r eiheit 

Beratung für 
inklusive Wohnan Lesbarkeit der Aushang- -
gebote verbesse fahrpläne verbessern rn 

Pakt für den Sport 

Veräußerung von kom-
munalen Grundstücken 

Bestandsaufnahme der
Pakt für den Sport um das Thema 

Inklusion fortschreiben 

Koordination 
Inklusion in der 

und Ausbildungsmodule 

Kreisverwaltung 

Praxisnaher Austausch 

von Nach-
Beratung 

durch Hospitation und 

barschaften wechselnde Tagungsorte 
in den Einrichtungen 

Wechselspiel zwischen individuelle
Möglichkeiten und gesellschaflichen B
dingungen einher (Chancengerechtigke
statt Chancengleichheit). 

Warum ist Inklusion eine ressor
und akteursübergreifende Que
schnittsaufgabe? 

Inklusion bedeutet, auf die behinder
den Faktoren in Gesellschaf und Umfel
zu schauen, nicht auf die Behinderunge
der Menschen. Diese Faktoren sind in n
hezu allen Bereichen des gesellschafl
chen Lebens zu fnden und müssen dah
in allen zuständigen Bereichen berüc
sichtigt werden. 

Die Behindertenrechtskonvention mac
Vorgaben zu zahlreichen unterschiedl
chen Lebens- und Politikbereichen: 
■ Partizipation (Artikel 4 und 29) 
■ Bewusstseinsbildung (Artikel 8) 
■ Zugänglichkeit / Barrierefreiheit (A

tikel 9) 
■ Selbstbestimmt leben (z. B. Wahlfre

heit bei der Wohnung in Artikel 19) 
■ Bildung (Artikel 24) 
■ Arbeit (Artikel 27) 

Diese Bereiche trefen auf kommunal
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Ausschnitt aus dem 
Fahrplan Inklusion Kreis 
Gütersloh (STADT-
RAUMKONZEPT 2012; 
Download des gesamten 
Fahrplans unter www. 
kreis-guetersloh.de/medi-
en/bindata/Fahrplan_In-
klusion_Kreis_GT_2013. 
jpg)  

Ebene zusammen, sodass Inklusion in 
unterschiedlichen Ausprägungen nahezu 
alle Ämter, Dienste, Einrichtungen und 
Träger als Aufgabe betrift. Die Planungs-
und Umsetzungsprozesse zur Verwirkli-
chung der Inklusion sind auch deshalb 
eine besondere Herausforderung, weil 
viele Handlungsfelder angesprochen 
sind, in denen es eigenständige Fachpla-
nungen gibt. Es ist also unabdingbar, die 
einzelnen Ämter für das Thema zu ge-
winnen, die Einrichtung einer Stabsstelle 
reicht nicht aus. 

In der Praxis hat sich eine Darstellung 
des Inklusionsplans in der Form eines 
Fahrplans bewährt, der neben den Hand-
lungsfeldern (die einzelnen Linien), 
Meilensteinen (Haltestellen) und Quer-
schnittsaufgaben (parallele Linien oder 
Kreuzungen) auch das Verständnis von 
Inklusion als dauerhafem gesellschafli-
chem Prozess darstellt, indem die Linien 
am Ende ofen sind. Ein solches kompak-
tes Bild erleichtert das Verständnis. 

Hier wird ebenso deutlich, dass die Ver-
wirklichung von Inklusion die Zusam-
menarbeit von unterschiedlichen Ver-
waltungsbereichen, Fachlichkeiten und 
Akteursgruppen erfordert. Dazu gehö-
ren auch Vertreter*innen der Zivilgesell-
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schaf und v .a. Selbstvertreter*innen 
Menschen mit Behinderung gemäß d
Prinzip „Nichts über uns ohne uns!“ (
tikel 4 und 29 der UN-Behindertenrec
konvention). Inklusion ist nicht allein 
Aufgabe der Führungsebene, sond
enthält eine emanzipatorische Kom
nente, ohne die es in der Praxis ni
funktioniert und die es deshalb umzu
zen gilt. 
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Welche Rolle haben die Kommun
bei der Umsetzung von Inklusio
Müssten Bund und Länder nicht e
einmal die notwendigen gesetz
chen und fn anziellen Voraussetz
gen für die Verwirklichung der 
klusion schaf en? 

Diese Frage ist insofern berechtigt, 
Kommunen bislang keinen gesetzlich
Planungsaufr ag im Bereich der Beh
dertenhilfe hatten. Durch die UN-B
hat sich dies aber verändert: Inklusion
zu einem gesellschaflic h und politis
verbindlichen Paradigma geworden, 
auch die Kommunen in die Pfic ht nim
Alle Bereiche sind darauf zu überprüf
ob die richtigen Bedingungen für Teil
be bestehen. Damit ist die Organisati
der Teilhabe von Menschen mit Behin
rung zu den zentralen Aufgaben der ko
munalen Daseinsvorsorge geworden. 
die Kommunen dies umsetzen, ist ihn
dabei überlassen; es bestehen große 
staltungsspielräume – anders gesagt:
ist „lokale Maßarbeit“ notwendig. 

Allerdings bestehen erhebliche Unsich
heiten, wie mit dem Umsetzungsauf 
der Konvention auf kommunaler Ebe
planerisch umzugehen ist. Zwischen d
hohen Anspruch der Konvention, den 
wartungen, den dieser bei den Betro
nen weckt, und den begrenzten Mögli
keiten der Kommunen, die i. d. R. auf ei
schrittweise und explorative Annäheru
an das Thema Inklusion setzen, entst
ein hohes Spannungsfeld. Meist erfo
die Umsetzung mithilfe von Aktionsp
nen, die auf bestehende Fachplanung
Bezug nehmen und in diesem Rahmen 
sätzliche (inklusive) Maßnahmen ben
nen. Die Erfahrung zeigt dabei: Weni
ist of me hr! Es ist keine umfassende M
terplanung erforderlich, sondern es m
ein Diskurs geführt werden, der an 
vorhandenen „Energiezentren“ anknü
(kein starrer Verlauf, sondern genau h
schauen, was gerade möglich ist), die 
geninteressen der Beteiligten nutzt u
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in dezentrale Verantwortung legt. Dabei 
muss nicht alles neu sein, aber es muss 
alles neu überdacht und bewertet werden 
– auch laufende Maßnahmen sind unter 
dem Gesichtspunkt der Inklusion ggf. neu 
zu bewerten: Also: Was gibt es schon, was 
inklusiv umgestaltet werden muss und 
was brauchen wir zusätzlich? 

Inklusion ist also nicht nur ein neues Eti-
kett für das übliche Handeln, sondern 
braucht neue Impulse und ernsthafe  
Auseinandersetzung. Und sie braucht die 
Kommune 
■  v. a. als öf entlichen „Anwalt“, 
■  als interessensneutralen Organisator 

der entsprechenden Planungs-, Betei-
ligungs- und Umsetzungsverfahren, 

■  für eine organisierte Bewusstseins- 
und Öf entlichkeitsarbeit (öf entliche 
Foren und Diskurse), 

■  für eine aktive gesamtstädtische Ko-
ordination und Steuerung sowie 

■  für die Schaf ung von unterstützen-
den (konzeptionellen, politischen, 
organisatorischen und fna nziellen) 
Rahmenbedingungen (Aktionsplan
Inklusion Freiburg (Auszug in Leich-
ter Sprache)). 

Wie bei allen Themen, die quer zur Ver-
waltungsstruktur liegen zeigt sich auch 
hier: Inklusion muss von den Spitzen von 
Politik und Verwaltung gewollt sein. Das 
Verstehen entwickelt sich dabei of bei  
der Umsetzung: Die vollständige Überset-

Auszug aus dem Aktions-
plan Inklusion Freiburg 
(2015/2016) 
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zung in Gebärdensprache eines Vort
erzeugt eine andere Außenwirkung, 
auch eine andere Binnenwirkung b
Vortragenden. 

Welche Bedeutung hat die Ha
lungsebene Quartier für die Um
zung von Inklusion? 

Ausgangsthese für die Bedeutung
Quartiers ist, dass gesamtstädtische 
zielgruppenbezogene Maßnahmen
eine erfolgreiche Inklusion nicht 
reichen. Zentrale Handlungsebene 
zugleich eine wichtige Ressource für
Verwirklichung von Inklusion ist
Quartier – aus mehreren Gründen: 

■  Es lässt sich eine größere Nähe
Fachverwaltung zu den Bewohner
nen und deren Lebenswelten her
len. 

■  Die Fachverwaltung verfügt auf 
ser Ebene über konkretere Infor
onen über die örtlichen Gegeben
ten, Probleme und Bedarfslagen. 
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Ein Vortrag des Ober-
bürgermeisters der Stadt 
Freiburg wird auf dem 
Stadtforum Inklusion in 
Gebärdensprache über-
setzt (Stadt Freiburg 2015) 

■  Zu den lokalen Akteuren und Netz-
werkstrukturen können bessere Kon-
takte hergestellt werden. 

■  Die Bedarfe von alten und behinder-
ten Menschen äußern sich häufg in  
deren Nahräumen. 

■  Bewohnerschaf liches Engagement 
kann besonders gut im Quartier akti-
viert werden. 

■  Bewusstseinsbildung und die ent-
sprechenden Lernprozesse gelingen 
besonders gut im Quartier. 

■  Letztlich lassen sich auf Quartiers-
ebene passgenauere Lösungen ent-
wickeln („lokale Maßarbeit“). Denn 
jedes Quartier ist anders. 

Ohne eine Anbindung an die Quartiers-
ebene bleibt Inklusion ein theoretisches 
Konzept, im Quartier wird es mit Leben 
gefüllt. Inklusive Quartiersentwicklung 
knüpf in diesem Rahmen g ezielt an 
verschiedene bereits existierende betei-
ligungsorientierte Leitbilder, Konzepte 
und Handlungsansätze an und nutzt die-
se. So z. B. 
■  das Organisationsmodell Quartiers-

management (v. a. Soziale Stadt), 
■  das Arbeitsprinzip Gemeinwesenar-

beit, 
■  das Fachkonzept Sozialraumorientie-

rung (Jugendhilfe, Behindertenhilfe, 
...), 

■  das Konzept der alters- und familien-
gerechten Quartiersentwicklung oder 
auch 

■  das politische Konzept der integrier-
ten Stadt(teil)entwicklung. 

Indem inklusive Quartiersentwicklung 
die gleichberechtigte Teilhabe aller Quar-
tiersbewohner*innen an allen Bereichen 
des gesellschaflic hen Lebens als über-
greifendes Leitziel in den Mittelpunkt des 
Handels der beteiligten Akteure stellt, 
geht sie inhaltlich über die o. g. Leitbil-
der, Konzepte und Handlungsansätze 
deutlich hinaus. 

Auf Quartiersebene ist Inklusion kein 
abstraktes Thema mehr, sondern eine 
spürbare Herausforderung für die betei-
ligten Akteure. Es gibt bereits vielfältige 
Einrichtungen, Strukturen, Netzwerke, 
Angebote, Instrumente und Formate, die 
„betrof en“ sind und / oder die wichtige 
Potenziale bieten. Hier gibt es ofmals  
auch schon viele inklusive Einzelmaß-
nahmen. 
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Welche Rahmenbedingungen s
für eine inklusive Quartiersentw
lung erforderlich? Wer kann 
muss dort etwas tun? Wie wir
hier die Ebenen Gesamtstadt 
Quartier zusammen? 

Jede Maßnahme, die zu mehr Teilh
beiträgt, ist wichtig. Aber nur wen
gelingt, über das Stadium der „Ins
sungen“ hinaus zu kommen, kann
Konvention ernsthaf umg esetzt wer
Dazu sind Bewusstsein und Of enheit 
Politik, Fachverwaltungen und Fr
Trägern unabdingbar. 

Notwendig sind zusätzliche Tei
be-Maßnahmen vor Ort, aber auch
Aushandlungs- / Planungsprozess, 
die Bedingungen für das Zusamme
ben immer wieder neu bewertet und
staltet. Als belastbare Grundlage bra
es dafür vor allem – wie so of – ei 
politisch verbindlichen (möglichst 
teiübergreifenden) Beschluss des Sta
Gemeinderates. 

Darauf kann ein „Gesamtstädtis
Aktionsplan Inklusion“ aufbauen,
Leitbild, Maßnahmen und Umsetzu
strukturen – diese Gesamtstrategie is
sentiell, sonst reichen die einzelnen 
nahmen of nic ht weit genug und blei
Inseln. 

Als zentrale Steuerungseinheit wird 
fg  eine Stabs- oder Koordinationsst
Inklusion eingerichtet, deren Aufgab
ist, die gemeinsamen Beschlüsse vo
zubringen und weiterzuentwickeln (
hierzu die Aussage auf Seite 6). 

Unter dem Gesichtspunkt des Empo
ments ist ein aktiver Behindertenbei
Seniorenbeirat / Inklusionsfachbe
und aktive Behindertenbeaufr agte / S
orenbeaufr agte wichtig. Dies ermögl
die systematische Beteiligung von 
schen mit Behinderung als Expert*in
in eigener Sache. Das langfristige 
muss es sein, dass sie ihre Interesse
den politischen Entscheidungsstrukt
selbst vertreten können. 

Im Quartier helfen Anlaufstellen für
Bewohner*innen und hauptamtli
„Kümmerer“ vor Ort, die die inklusi
orientierten Kommunikations- und 
wicklungsprozesse als treibende K
im Quartier initiieren, organisieren 
moderieren. Es hat sich dabei emp
len, möglichst Regelstrukturen (wie 
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Stadtteilzentren, Seniorentrefs, Begeg-
nungsstätten, Mehrgenerationenhäuser, 
QM-Büros etc.) zu nutzen bzw. diese für 
diesen Zweck zu qualifzieren und zu er-
tüchtigen. 

Wie können die Soziale Stadt und
eine inklusive Quartiersentwicklung
voneinander proftier en? Wo sind
die konkreten Ansatzpunkte in be-
nachteiligten Stadtteilen? Wo reicht
inklusive Quartiersentwicklung
über die Soziale Stadt hinaus? 

 
 
 

 
 

Die Soziale Stadt bietet viele Ansatz-
punkte und Vorerfahrungen, die für an-
dere quartiersbezogene Ansätze von gro-

Bewohner*innen mit 
Behinderung entwickeln 
einen Leitfaden 
für die Gestaltung des 
Straßenraumes im Stadt-
teil Schwerin Neu-Zip-
pendorf (Stadt Schwerin 
2003) 

Ergebnispräsentation Pro-
zessbegleitung Inklusive 
Stadt Mülheim a. d. R. 
(STADTRAUMKON-
ZEPT 2016) 
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ßem Wert sind. Das Konzept verfügt üb
umfangreiche Erfahrungen 
■  mit ressort- und akteursübergreife

den Arbeits- und Kooperationsfo
men, 

■  mit gebietsbezogenen / sozialr  au
bezogenen Arbeits- und Koop
rationsformen, die i.  d.  R. vo
hauptamtlichen „Kümmerern“ v
Ort initiiert und am Leben gehalte
werden (Stadtteilbüros, Quartie
manager*innen, Stadtteilkoordin
tor*innen, ...), 

■  mit der Aktivierung und Beteiligun
der Bewohner*innen auf Quartier
ebene und der Förderung von bewo
nerschaflichem Engagement, 

■  mit der Verknüpfung von unte
schiedlichen Ressourcen und Förde
mitteln auf Quartiersebene. 

Gerade Soziale-Stadt-Gebiete erfüllen o
mals bereits wichtige „inklusive“ Fun
tionen; sie bieten z.  B. of günstigen un
zugänglichen Wohnraum für einko
mensschwache Menschen und auch f
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Menschen mit Beeinträchtigungen (ange-
wiesen auf Grundsicherung, diskriminiert 
am Wohnungsmarkt, z. B. wegen psychi-
scher Erkrankung). In Soziale-Stadt-Ge-
bieten werden zudem mit Hilfe staatlicher 
Fördermittel bauliche Investitionen getä-
tigt, die aktuelle Qualitätsstandards (z. B. 
im Hinblick auf Barrierefreiheit) erfüllen 
müssen. Daher kann und sollte die Um-
setzung der Inklusion auf Quartiersebene 
von den reichhaltigen (konzeptionellen 
und organisatorischen) Erfahrungen der 
Sozialen Stadt lernen und diese systema-
tisch nutzen, auch außerhalb von Sozia-
le-Stadt-Gebieten. Ziel wäre es, eine the-
menübergreifende „integrierte Stadtteil- / 
Quartiersentwicklung“ als Regelaufgabe 
der Kommunen zu verankern. 

Umgekehrt könnte die Leitidee der In-
klusion – die „gleichberechtigte Teilhabe 
aller Bewohner*innen an allen Bereichen 
des gesellschaflichen Lebens“ – den Akti-
vitäten der Sozialen Stadt eine zusätzliche 
inhaltliche (normative) Begründung und 
Legitimation geben. 
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Ergebnisse der Diskussion 

Wege zu einer sozialen und inklusiven 
Quartiersentwicklung 

Im Anschluss an den Impulsvortrag w
de in drei Werkstätten weitergear
tet. Werkstattgruppe 1 setzte sich un
Leitung von Herrn Dr. Sauter mit 
Anforderungen an Inklusion als 
nungsaufrag und Querschnittsaufg
auseinander. In Werkstattgruppe 2 er
beitete Frau Eichner mit den Beteilig
Beiträge zum Thema Partizipation, S
ale Teilhabe und Kommunikation. We
stattgruppe 3 befasste sich unter Mo
ration von Frau Depenbrock mit d
Praxisthema Wohnen und Wohnumfe
Ein entsprechendes Praxisbeispiel so
weitere Schlussfolgerungen zum Umg
mit diesem Thema bilden den Abschl
dieser Dokumentation. Im Folgen
werden zunächst die Diskussionserg
nisse zum Thema Inklusion und des
Stellenwert in der Sozialen Stadt und 
Planung zusammengefasst. 
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Einschätzungen zum Ist-Zustand 

Inklusive Quartiersentwicklung in d
kommunalen Praxis 
Obwohl das Thema Inklusion hocha
tuell ist, wird die kommunale Praxis i
Bereich der inklusiven Quartiersentwic
lung von den Teilnehmenden als eh
schwach eingeschätzt. Dies betrift s
wohl die generelle Behandlung des Th
mas „inklusive Quartiersentwicklung“ 
eine wichtige ressort- und akteursüb
greifende Querschnittsaufgabe als au
die aktive und gezielte Bearbeitung d
Themenfeldes. 

Generell stellen die Teilnehmenden fe
dass das Thema Inklusion in größer
Städten eher gesetzt ist. Letztendli
hänge die Bearbeitung aber häufg v
Einzelpersonen ab. Persönliche Betr
fenheit oder Anknüpfungspunkte zu
Thema wirken sich positiv auf die Vera
kerung der inklusiven Quartiersentwic
lung aus. Als Leitsatz gilt: Betrofenh
schaft Eigenverantwortung. 

Dass in der Praxis noch viel Luf na
oben ist, hat viele Gründe: häufg fehl
Ressourcen, um bestehende Ideen u
Ansätze umzusetzen oder sich überhau
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erst ausführlich mit dem Thema zu be-
schäfigen. Wenn Mittel bereitstehen, 
sind diese meist auf einzelne Projekte be-
schränkt, was eine nachhaltige Bearbei-
tung und Vernetzung erschwert. Gerade 
für das Thema Inklusion sind jedoch der 
Aufbau von Strukturen und eine fortlau-
fende Beschäfigung elementar. 

Die Teilnehmenden stellen zudem fest, 
dass die Diskussion um Inklusion gene-
rell eher verhalten ist. Zum einen ist sie 
aufgrund der starken Zuwanderung in 
den Windschatten der Integration von Ge-
füchteten gerückt. Zum anderen steht im 
Vordergrund der Inklusionsdebatte meist 
die schulische Inklusion. Diese wird von 
vielen als gescheitert angesehen, wes-
halb die Wahrnehmung eher negativ ist. 
In diesem Kontext ist es of schwierig eine 
Öfentlichkeit für das Thema inklusive 
Quartiersentwicklung herzustellen. 

Das Thema Inklusion wird häufg von 
„Insellösungen“ bearbeitet. 
Es gibt vereinzelte Projekte, die Inklusi-
onsbeiträge leisten. Aber es mangelt häu-
fg an dem Bewusstsein, dass alle im glei-
chen Maße an Inklusion beteiligt sind bzw. 
sein müssen. Die vereinzelten Projekte ha-
ben den Anschein, dass Inklusion immer 
nur Thema einer bestimmten Gruppe ist. 
Dabei ist Inklusion eine Aufgabe, die von 
der gesamten Gesellschaf getragen wer-
den muss. 
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Einzelprojekte könnten durch eine 
netzung und die Einbettung in ei
inklusiven Kontext bessere Ergebn
erzielen. Dennoch sind gerade die K
plexität des Inklusionsthemas und
vielen damit einhergehenden Konfik
tenziale die Ursache für Insellösun
Und vielleicht ist es daher gerade so, 
in einem ersten Schritt Projekte in F
von Insellösungen notwendig sind,
der Komplexität von Inklusion Her
werden – aber es muss dann der zw
Schritt folgen, der den Inklusionsge
ken in die Breite trägt und Brücken 
schen den Inseln baut. 

Ver-
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Inklusion als komplexes Gesamtk
zept. Top-Down oder Bottom-Up? 
Die Frage, ob Inklusion von der Führun
ebene einer Kommune durchgesetzt w
den muss (Top-Down), oder ob sie bes
aus der Gesellschaf heraus entwic
wird (Bottom-Up), ist nicht eindeutig
beantworten. Beide Richtungen ha
Vor- und Nachteile. Es sollte daher 
Mix aus beidem bestehen und ein n
matives Verständnis von Inklusion e
stehen. Es geht schlicht und ergreife
um die Schafung einer für alle in al
Bereichen ofenen Gesellschaf. Ink
sion reicht daher in alle Fragen sozia
Gerechtigkeit hinein und hört nicht 
Menschen mit Behinderungen auf. K
sequenterweise müsste der Inklusio
begrif den Integrationsbegrif ablö
– dafür müsste er defnitorisch erweit
werden. 

Die Vorstellung eines komplexen 
samtkonzeptes von Inklusion ist in vie
Kommunen noch nicht ausgereif. A
es hätte auch seine Grenzen. Beispi
weise kann es Konfiktlagen geben, 

on-

gs-
er-
ser 

kelt 
 zu 

ben 
ein 
or-
nt-
nd 

len 
lu-
ler 
bei 
on-
ns-
sen 
ert 

Ge-
len 
ber 
els-
die 

nicht aufgelöst werden können. So könn-
te durch den Abbau einer Barriere für 
eine Gruppe wiederum eine andere Grup-
pe ausgeschlossen werden. Es geht dar-
um, die Bedürfnisse einzelner Gruppen 
sensibel zu erkennen und auszuhandeln. 
Außerdem kann man versuchen, Kon-
fiktparteien zu einen. Wenn diese sich ei-
nig sind und gemeinsam ihre Interessen 
vertreten, haben sie stärkere politische 
Einfusskraf. 

Inklusion als Planungsaufrag 
Soweit bekannt, bearbeiten die Institu-
te der Universitäten, die sich mit Stadt-
planung auseinandersetzen, das Thema 
bisher nur rudimentär. Im Bereich der 
Stadtplanung braucht es viel mehr Wis-
sen darüber, welche Bedarfe es bei einem 
inklusiven Planungsprozess zu berück-
sichtigen gibt. Wie wird beispielsweise si-
chergestellt, dass Bürgerbeteiligungsver-
fahren allen Menschen zugänglich sind 
(barrierefrei)? Es gibt auf der einen Seite 
grundsätzliche Bedarfe, die gesamtstäd-
tisch gelten, und auf der anderen Seite 
kleinräumige und individuelle Ansprü-
che. Generelle Erkenntnisse und Metho-
den müssen mit individuellen Informa-
tionen ergänzt werden. Quartiersarbeit 
bietet sich an, um die kleinräumigen und 
speziellen Bedürfnisse zu erkennen und 
zu vermitteln. 

Wie ist das Thema Inklusion im Pro-
gramm und den Quartieren der Sozialen 
Stadt angekommen? 
Bisher spielt das Thema Inklusion nach 
Erfahrungen der Teilnehmenden auch in 
der Sozialen Stadt keine große Rolle, was 
bereits an der „Unschärfe“ des Begrifs, 
aber auch an fehlendem Knowhow liegt. 

Zunächst ist zu klären, was Inklusion 
konkret bedeutet. Häufg wird die Auf-
gabe aufgrund der Verankerung in der 
UN-Behindertenrechtskonvention auf die 
Gruppe der Behinderten und damit auf 
die Zuständigkeiten der Behindertenbe-
aufragten beschränkt. Die inhaltlichen 
Schwerpunkte der jeweiligen Soziale 
Stadt-Handlungskonzepte richten sich 
erfahrungsgemäß danach, in welchem 
Bereich der Verwaltung die Federführung 
liegt. In Wuppertal ist zum Beispiel das 
Jugend- und Sozialamt zuständig – der 
inhaltliche Schwerpunkt liegt bei Famili-
en, Kindern und Jugendlichen; Menschen 
mit Behinderung oder das Thema Inklusi-
on spielen keine große Rolle. Es ist durch-
aus eine gewisse Ofenheit dem Thema 
gegenüber festzustellen, aber es herrscht 
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auch eine große Unsicherheit darü
wie man es strategisch und konzep
nell angehen kann. Wie entsteht aus 
Perspektive der unterschiedlichen 
dürfnislagen eine gute Abwägung 
Interessen? Es sind mehr Informatio
und mehr Erfahrungen für eine Disk
sion nötig. Dies ist am sinnvollsten ü
Kooperationen mit Betrofenen und Fa
vertreter*innen umsetzbar. 

Auch viele Quartiersmanager*innen 
ben sich noch keine Gedanken über
ren Beitrag und ihre Verantwortung 
Inklusion gemacht. Häufg ist unklar, 
sich in ihrem Stadtteil – oder auf stä
scher Ebene - für Inklusion engagiert 
welche Gruppen es zu inkludieren 
Es fehlen die Strukturen für einen In
sionsprozess, und es ist zum Teil n
nicht einmal die Notwendigkeit erka
worden. 

Dies mag auch daran liegen, dass die 
darfe im Quartier nicht sichtbar werd
Es gibt keine belastbaren Zahlen zu M
schen mit Behinderung. Hinzu kom
dass es sehr unterschiedliche Behin
rungen und dementsprechend Beda
gibt. Im Gegensatz zu z.  B. Gefüchte
werden Menschen mit Behinderung 
her nicht als große Gruppe wahrgen
men. Aus diesem Grund ist es in Konz
ten schwierig, Maßnahmen abzuleit
zu begründen und zu fnanzieren. 

Inklusive Quartiersentwicklung als e
Leitidee der Sozialen Stadt 
Inklusion ist dabei mehr als nur „ein 
teres“ Thema der Sozialen Stadt, d
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problematisch ist die mehrfache Betrof-
fenheit, die gerade hier aufritt: Viele 
Menschen sind gleichzeitig arm, in ihrer 
Mobilität eingeschränkt und bilden keine 
große Gruppe, die ihre Interessen in der 
Öfentlichkeit artikulieren könnte. Und 
die Relevanz des Themas steigt: Durch die 
Alterung der Gesellschaf wird der Anteil 
der Personen mit Einschränkungen im-
mer größer. Es ist wichtig, jetzt damit zu 
beginnen die Städte und Quartiere barri-
erefreier zu gestalten.  

Daher besteht Einigkeit darüber, dass die 
Leitidee der Inklusion einen wichtigen 
neuen Impuls für die Weiterentwicklung 
der Sozialen Stadt bietet. 

Letztendlich könnte man sagen: Das För-
derproramm Soziale Stadt muss inklusiv 
werden, um den Rechten, die die UN Be-
hindertenrechtskonvention fordert, ge-
recht zu werden. 

Die Quartiersebene als Verbindungsglied 
Die Umsetzung von Inklusion auf Quar-
tiersebene kann von den reichhaltigen 
(konzeptionellen und organisatorischen) 
Erfahrungen der Sozialen Stadt vieles ler-
nen. Die Akteure sollten diese Erfahrun-
gen systematisch nutzen, auch außerhalb 
von Soziale-Stadt-Gebieten. Als beson-
ders relevant für die inklusive Quartier-
sentwicklung wurden in diesem Zusam-
menhang folgende Punkte identifziert: 
■ Kommunikation zwischen Verant-

wortlichen vor Ort und auf kommu-
naler Ebene 

■ Erfahrungs- und Wissensaustausch 
■ Transparenz 
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■  Beteiligungsprozesse und Einbez
hung von Bürger*innen als Expert
für ihr Quartier 

■  Vernetzung mit Bürger*innen, Ver
nen, Organisationen etc. 

Es bietet sich an, die bestehenden Str
turen und Netzwerke der Sozialen Sta
für das Thema Inklusion zu nutzen u
zu aktivieren. Gerade das Quartiers
nagement bietet hier Chancen, weil 
Vernetzung im Quartier hergestellt wi
und an die richtigen Stellen vermitte
kann. 
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Zum Beispiel beim Thema Wohnen: 
Rolle der Kommune liegt vor allem 
rin, auf strategischer Ebene zu agier
und vor allem die „großen Eigentüm
und Wohnungsunternehmen einzulad
– aber zu den kleinen Einzeleigentüm
besteht meist kein Kontakt. An die
Stelle wäre das Quartiersmanagement 
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wichtiger Türöfner, das gute Beispiele 
präsentieren kann und die richtigen Part-
ner sehr kleinteilig zusammenbringen 
kann. Of werden zurzeit Maßnahmen 
gefördert, ohne dass ein ausreichendes 
Inklusionskonzept zugrunde liegt. Die 
Strukturen sind also zum Teil vorhanden, 
aber sie benötigen Wissen, Ressourcen 
und eine Legitimation. 

Darüber hinaus können Soziale Stadt und 
inklusive Quartiersentwicklung auch 
voneinander proftieren. So können bei-
spielsweise durch gemeinsame Projekte 
Ressourcen gebündelt werden. Des Wei-
teren ist das Thema Inklusion im spezi-
fschen Ziel B.1.3: „Unterstützung der 
Inklusion behinderter Menschen“ des 
Europäischen Sozialfonds festgehalten 
und ermöglicht damit die Beantragung 
von Fördermitteln, die auch im Kontext 
der Sozialen Stadt eingesetzt werden kön-
nen. 

Was kann das Programm Soziale Stadt 
zur Inklusion beitragen? 
Eingangs muss betont werden, dass die 
Konzepte und Akteure im Programm So-
ziale Stadt bereits eine umfangreiche Auf-
gabe zu stemmen haben, denn sie sind 
gerade in den Teilen einer Stadt aktiv, in 
denen es zahlreiche Probleme zugleich 
zu lösen gilt. Aber gerade deshalb gibt es 
hier fnanzielle und vernetzende Ressour-
cen, die es ermöglichen, „inklusiver“ zu 
denken und zu handeln. 

Gerade die Quartiersbüros sind durch 
ihre Präsenz im Stadtteil das Instrument, 
welches für Teilhabe sorgt. Durch An-
sprechpartner*innen vor Ort werden 
Hemmungen abgebaut und können Men-
schen erreicht werden. Die Quartiersbü-
ros verfügen in der Regel über ein sehr 
gutes Wissen darüber, welche Gruppen es 
in ihrem Stadtteil gibt und welche Bedürf-
nisse bestehen. Sie haben das Potenzial, 
allen Gruppen Teilhabe zu ermöglichen. 
Sie befnden sich an der richtigen Stelle, 
um Inklusion zu fördern. 

Das wiederum bedeutet nicht, dass die 
einzelnen Gruppierungen aufgelöst 
werden. Es geht vielmehr darum, die-
se Gruppen als soziale Gemeinschafen 
(Stichwort: „Peers“) zu erhalten, ihnen 
gleichzeitig jedoch die Teilnahme an der 
Gesellschaf und am öfentlichen Leben 
zu ermöglichen. Dabei kann es sein, dass 
einige Gruppen / Personen die Teilhabe 
gar nicht anstreben, z. B. aufgrund von 
lang anhaltenden Diskriminierungser-
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fahrungen. Es ist wichtig die Mensc
nicht zu zwingen, sondern nur zu 
gen, dass es eine „ofene Tür“ für alle g
(Stichwort: „Work with the willing“). 
ßerdem ist zu refektieren, dass eine 
kriminierung of latent stattfndet. 
wenige diskriminieren in ihren Handl
gen absichtlich. Das Unwissen über 
Bedarfe von Menschen mit Behinder
gen führt jedoch zu einer unbewuss
Diskriminierung. Hier können die be
ligten Akteure im Programm der Sozia
Stadt sensibler werden. 

Erfahrungsgemäß bringen Akteure 
der Verwaltung oder im Quartiersbü
mit einer sozialen Profession ein grö
res Problembewusstsein mit. Ist dage
das Quartiersbüro klassisch an die Sta
planung angegliedert, führt der Fo
auf die bauliche Aufwertung leicht da
dass man Gentrifzierungsprozesse a
löst, die auch der Inklusion entgegens
hen. 

Die nebenstehende Tabelle fasst 
Möglichkeiten und die Grenzen des P
gramms Soziale Stadt zusammen, die
der Diskussion zusammengetragen w
den. 
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Ein Plädoyer für die Zukunf 

Der nebenstehende Auszug aus 
UN-Behindertenrechtskonvention z
die Pfichten, die dem Programm Soz
Stadt zugrunde liegen. Daraus resultie

Von der Sonderaufgabe Inklusion z
Mainstream in der Planung 
Wie bereits vor einigen Jahren zum T
ma Gender Mainstreaming ist eine 
grifserklärung notwendig: Um wen g
es eigentlich und welche Anforderun
an Planungsprozesse verändern sich 
durch? Diese Diskussion muss in un
schiedlichen Kontexten und Gruppen 
führt werden. 
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Praxisbeispiel Wuppertal 
Alle Verwaltungsbereiche sollen an-
geben, was sie für Inklusion leisten. 
Dazu gehören zum Beispiel auch 
Sprachkurse für Gefüchtete. Denn 
Inklusion im erweiterten Kontext be-
deutet explizit, allen Menschen die 
Teilhabe an öfentlichem Leben zu 
ermöglichen. 

Möglichkeiten  [+] 

■  Soziale Stadt hat Ressourcen für
Beteiligung und Aktivierung 

■  Verfügungsfonds-Projekte 
■  Aushandlungsprozesse und 

Dialog 
■  Stadtteilblick umfasst alle klei-

nen Gruppen = Legitimation 
■  „Peers“ erkennen, erhalten und 

einbinden 
■  Quartiersbüro ist durch Präsenz 

eine Ressource 
■  informelle Beteiligung in aktiven

Quartiersbüros 
■  enge Anbindung an Sozialamt 
■  BIWAQ-Arbeitsprojekte 
■  Zugang zu Mitteln des ESF 

über Starke Quartiere – Starke 
Menschen 

■  Sozialpolitische Zielstellung 
■  Zusammenarbeit mit sozialer 

Arbeit und Multiplikatoren  

 

 

Grenzen [-] 

■  Inklusion ist kein strategisches 
Ziel im QM (kein Arbeitsaufrag)

■  Unschärfe des Begrifs und feh-
lende Debatte (Was ist richtig? 
Was ist falsch?) 

■  Unwissenheit, fehlendes „Kno
how“, fehlende Experten 

■  aus Komplexität resultierende 
Überforderung 

■  Themenbreite im Quartier 
■  fehlende Kontakte 
■  Soziale Stadt hat viele schwieri

ge Aufgaben 
■  häufig planerische Ausrichtung 

ohne GWA-Ansatz 
■  Quartiere haben unterschiedli-

che Ansprüche 
■  of mittelstandsorientierte 

Beteiligungsprozesse 

 

w-

-

Artikel 4 – Allgemeine Verpflichtungen 
Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die volle Verwirklichung 
aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen mit 
Behinderungen ohne jede Diskriminierung aufgrund von Behinde 
rung zu gewährleisten und zu fördern. Zu diesem Zweck verpflich 
ten sich die Vertragsstaaten, 
[…] 
c. den Schutz und die Förderung der Menschenrechte von Men 

schen mit Behinderungen in allen politischen Konzepten und 
allen Programmen zu berücksichtigen. 

Artikel 29 – Teilhabe am politischen und öfentlichen Leben 
Die Vertragsstaaten garantieren Menschen mit Behinderungen die 
politischen Rechte sowie die Möglichkeit, diese gleichberechtigt 
mit anderen zu genießen, und verpflichten sich, 
[…] 
b. aktiv ein Umfeld zu fördern, in dem Menschen mit Behinderun 

gen ohne Diskriminierung und gleichberechtigt mit anderen 
wirksam und umfassend an der Gestaltung der öfentlichen An 
gelegenheiten mitwirken können, und ihre Mitwirkung an den 
öfentlichen Angelegenheiten zu begünstigen, unter anderem 
[…]1 

Die Soziale Stadt muss inklusiv werden! 
Ein notwendiger Meilenstein ist es, In-
klusion im Programm Soziale Stadt zu
einem förderfähigen Pfichtbestandteil
zu machen. Damit dies gelingt, ist es er-
forderlich, eine Öfentlichkeit für das
Thema herzustellen, relevante Akteure
zu vernetzen und die Politik zu motivie-
ren, das Thema ernsthaf anzugehen. Die 
Teilnehmenden wünschen sich, dass das 
Städtenetz diese Entwicklung unterstützt. 
Zum Beispiel, indem es eine Adaption der 
UN-Behindertenrechtskonvention für die 
Soziale Stadt erarbeitet: Was bedeutet das 

 

 

1 Hier ist nur ein Aus-
schnitt der Konventio
aufgeführt, der im 
besonderen Maße das 
Programm Soziale 
Stadt betrif. Die 
vollständige Konven-
tion fndet sich unter 
https://www.behin-
dertenbeaufragte.de/ 
SharedDocs/Publika-
tionen/UN_Konventi-
on_deutsch.pdf 

n 
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für unsere Arbeit? Daraus kann ein Le
bild oder auch ein Methodenbaukast
entstehen. 

Die Betrofenen sind aktiv einzubeziehe
Um das Thema inklusive Quartierse
wicklung anzugehen, ist es element
auf die Betrofenen zuzugehen. Vera
staltungen sind nicht nur barrierefrei 
gestalten, sondern die Betrofenen m
sen auch aktiv dazu eingeladen werde
Zum Beispiel könnten Veranstalter*inn
in ihre Einladung den Zusatz schreibe
„Sollten sie besondere Anforderungen 
Barrierefreiheit haben, um an der Vera
staltung teilzunehmen, sprechen Sie u
an.“ 

Es bedeutet aber auch, dass Struktur
und Prozesse angepasst werden müsse
Ein Stadtteilbeirat beispielsweise müss
in barrierefreien Räumlichkeiten stattf
den und Möglichkeiten der Unterstützu
wie Gebärdensprachen-Dolmetscher a
bieten. Dies alles kostet of zusätzlich
Geld: hier muss das Bewusstsein daf
geschafen werden, dass dies als orga
satorische Standards bei allen Veranst
tungen mitgedacht werden muss. 

Das Städtenetz wird in der Rolle gesehe
diesen Wandel gemeinsam mit dem Ba
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Inklusion – Für wen? 

Das Konzept der Inklusion beschreibt einen Zustand, in dem jeder 
Mensch in seiner Individualität von der Gesellschaf akzeptiert wird 
und gleichberechtigt an allen Bereichen des gesellschaflichen 
Lebens teilhaben kann. Dieses weite Verständnis von Inklusion 
birgt allerdings die Gefahr, eben jene Randgruppe, die aufgrund 
besonderer Mehrfachbelastungen an der Teilhabe behindert 
wird, aus den Augen zu verlieren. So sind beispielsweise einige 
Menschen mit Behinderung mehrfach betrofen, wenn sie in ihrer 
Mobilität eingeschränkt sind, ein geringes Einkommen beziehen 
und zudem keine große Gruppe darstellen, die ihre Interessen 
wirksam in der Öfentlichkeit vertreten kann. Für eine inklusive 
Quartiersentwicklung gilt daher: Alle mitdenken, aber jene mit 
Mehrfachbelastungen in den Fokus nehmen. 

ministerium zu unterstützen und selbst 
mit gutem Beispiel voran zu gehen. 

Alle Beteiligten sind gefordert, durch 
Kommunikation ihren Beitrag zu leisten, 
um zu sensibilisieren und eine gewisse 
Selbstverständlichkeit zu schafen. Dann 
trauen sich vielleicht auch Menschen mit 
Behinderungen öfer anzufragen und zu 
kommunizieren was sie benötigen. In der 
Regel grenzt in diesem Bereich niemand 
mit Absicht aus, Probleme entstehen of 
durch mangelnde Kommunikation. 

Das Städtenetz soll eine aktive Lobby-
funktion für Inklusion in der Sozialen 
Stadt übernehmen. 
Die Teilnehmenden sehen eine wichtige 
Aufgabe des Städtenetzes darin, das The-
ma „inklusive Quartiersentwicklung“ in 
der Sozialen Stadt zu stärken. Das bein-
haltet, die Kommunikation zwischen den 
Kommunen und dem Ministerium zu för-
dern und Erfahrungen und Erfordernisse 
in diesem Bereich an das Ministerium zu 
übermitteln. 

Gleichzeitig ist der Erfahrungsaustausch 
zwischen den Kommunen weiter zu för-
dern. Gute Praxisbeispiele sollten ge-
sammelt, ein Informationspool angelegt 
und der Austausch (z.B. im Rahmen der 
Werkstattreihe) fortgeführt werden. Um 
das Thema weiter in das Bewusstsein zu 
rücken, könnte auch ein Newsletter In-
klusion entwickelt werden. 

Zudem ist es erforderlich, dass die Mit-
gliedsstädte das Thema selbst in die 
Diskussion einbringen. Das Städtenetz 
als Netzwerk und Austauschplattform 
kann nur dann wirksame Lobbyarbeit 
betreiben, wenn die entsprechenden 
Impulse und Aktivitäten von der Mit-
gliederseite kommen und entsprechen-
de Best-Practice-Projekte der inklusiven 
Quartiersentwicklung vermehrt durchge-
führt werden. 
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Inklusion: Wohnen und Wohnumfeld 

Bericht aus der Praxis: 
Inklusives Wohnprojekt „Wir am Mattlerbusch“ 
Corinna Depenbrock, Alsbachtal e. V. 
(Verein für Körper- und Mehrfachbehinderte), Duisburg 

Der Trägerverein Alsbachtal e.  V. ist 
Verein für Menschen mit Mehrfach
hinderung, der 1964 aus einer Elte
selbsthilfe entstanden ist. Heute betre
der Verein Angebote zum stationä
und ambulanten Wohnen vor allem
Oberhausen. Zudem bietet er wei
re Dienstleistungen für Menschen 
Behinderung (z.  B. Familienzentru
Frühförderung, Praxis, Natur- und Ti
pädagogisches Zentrum). „Wir am M
lerbusch“ ist ein inklusives Wohnproj
mit ambulant betreutem Wohnen 
Menschen mit und ohne Behinderu
das in Duisburg am Revierpark Mattl
busch an der Stadtgrenze zu Oberhau
errichtet wurde. 

Das Projekt umfasst vier Wohnhäu
mit gemischter Bewohnerschaf (ca.
Personen). Es handelt sich nicht um e
stationäre Einrichtung, sondern um 
individuelles Wohnprojekt von M
schen mit zum Teil komplexer aber a
ohne Behinderung. Das Projekt entsta
aus dem konkreten Anlass heraus, d
es Menschen mit Behinderung gab, 
Wohnraum gesucht haben, in dem sie
ihren eigenen Wohnungen leben könn
Aus diesem Anlass hat der Verein in 
Zeit von 2000 bis 2002 das inklusive K
zept „Wir am Mattlerbusch“ entwick
Ziel ist es, den Menschen ein aktives u
selbstbestimmtes Leben zu ermöglich

Bis ca. 2009 dauerte es, bis die Idee u
setzungsfähig wurde, u.  a. mussten 
geeignetes Grundstück gefunden u
die Planungen erarbeitet werden. E
2011 zogen die ersten Mieter*innen
den komplett barrierefreien Wohnra
ein. Alle Häuser sind mit einem Auf
ausgestattet. Technische Lösungen 
terstützen den Alltag. Verschiedene W
nungsgrößen von 1- bis 3-Raum-App
ments sowie vier große freifnanzie
Penthouse-Wohnungen stehen für unt
schiedliche Wohnbedürfnisse zur Ver
gung. Bis auf die Penthouse-Wohnun
sind alle Wohnungen gefördert und 
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preisgünstigen Segment angesiedelt. 
Damit sind sie auch für Menschen mit 
Behinderung, die Grundsicherung bezie-
hen, fnanzierbar. 

In dem Projekt leben derzeit unter ande-
rem vier Familien mit Kindern, darunter 
ein Kind mit Behinderung. In der Nach-
barschaf befnden sich ein Kindergar-
ten und eine Grundschule, die inklusiv 
arbeiten. Diese Infrastruktur war auch 
ein Kriterium für die Grundstückswahl. 
Im Umfeld befnden sich zudem weite-
re Neubaugebiete, sodass auch weitere 
Familien zuziehen. Auch andere Versor-
gungsaspekte (wie z. B. Ärzte) waren bei 
der Planung relevant. 

Konzept „Wir am Mattlerbusch“ 

Haus 1 
■ sechs Zweiraumwohnungen, zwei Wohngemeinschafen 

und ein Gemeinschafsraum 
■ Büro des Quartiersmanagements 
■ LVR-Heilpädagogisches Zentrum für Menschen mit 

Behinderung 
■ Café als Begegnungsstätte und Trefpunkt des Quartiers 

Haus 2 
■ Wohneinrichtung des LVR-HPH-Netz-Niederrhein für 

24 Menschen mit geistiger Behinderung 

Häuser 3 und 4 
■ sechs Einraumwohnungen 
■ drei Zweiraumwohnungen 
■ zehn Dreiraumwohnungen 
■ Beratungsbüro mit Gemeinschafsraum 

Diese Form des Wohnens stößt auf gro-
ßen Zuspruch: Aktuell stehen 45 Men-
schen mit Behinderung auf einer War-
teliste, knapp 30 weitere Personen ohne 
Behinderung haben ebenfalls Interesse 
an dem Wohnprojekt angemeldet. Gegen-
wärtig wird überlegt, eine in Oberhausen 
gelegene stationäre Wohneinrichtung 
für ca. 20 Menschen mit Behinderung 
zu „ambulantisieren“ und in den Sozial-
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raum einzugliedern. Alternativ kön
ein neues Projekt im städtischen Kont
entstehen. Allerdings ist der Verein ni
dafür aufgestellt, Wohnprojekte in grö
rem Stil zu fnanzieren und zu betreib
Eine Kooperation mit einem Wohnu
unternehmen wäre denkbar, für diese
weist sich jedoch insbesondere das T
ma komplexe Behinderungen bislang
Hemmschwelle. 

Finanziert wurde der Bau des Wohn
jektes über Eigenkapital des Vereins, 
zu diesem Zweck eine Grundstücksges
schaf gegründet hat. Diese war Bauträ
und ist Vermieter. Hinzu kamen För
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der-Alsbachtal e. V. 

mittel des Landes NRW (u. a. Wohnraum-
förderung) und der Stadt Duisburg. Ins-
gesamt wurden rund 7 Mio. Euro für 
Grundstücks-, Bau- und Planungskosten 
investiert. 

Projekte wie dieses benötigen eine lange 
Vorlaufzeit. Für den Verein war es we-
sentlich, dass der Geschäfsführer sehr 
erfahren und mit der Stadt Duisburg gut 
vernetzt ist. Auch die enge und ofene Zu-
sammenarbeit mit dem LVR hat sich posi-
tiv ausgewirkt. 

Die Menschen mit Unterstützungsbe-
darf wohnen hier in Wohngemeinschaf-
ten. Für zwölf Personen ist eine Person 
nachts als Unterstützer*in verfügbar. Auf 
Pfegedienste kann in einer solchen Kon-
struktion nicht zurückgegrifen werden, 
denn eine Nachtwache wie diese wird in 
der Regel nicht angeboten. Die ambulan-
te Begleitung wird über den LVR und die 
Pfegekasse fnanziert. Der Nachtwachen-
raum / das Mitarbeiterbüro befndet sich 
zwischen den Wohngemeinschafen, da 
hier die Menschen mit dem größten Un-
terstützungsbedarf leben. Ganz allgemein 
sind die Nachtwachen aber auch für die 
anderen Häuser zuständig. Eine wichtige 
Voraussetzung ist daher, dass der Raum 
zentral liegt und die Wege kurz sind. 
Nichtbehinderte Senior*innen können 
die Nachtwache gegen einen Aufpreis 
auch nutzen, wenn sie einen Hausnotruf 
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haben. Der LVR trägt diese breitere In
spruchnahme der Nachtwache mit 
bekommt dann einen Teil der Finan
rung zurückerstattet. 

Zusätzlich befndet sich ein eigener P
gedienst vor Ort der auch zur Betreu
der älteren Bewohner*innen gen
werden kann. Für Senior*innen wird
mit ein unterstütztes Leben im Alter 
ambulanter Betreuung geboten, aber 
ne Rundumbetreuung. Für die Bew
ner*innen mit Unterstützungsbedarf 
es so genannte „Notfallkarten“ mit In
mationen über Erkrankungen o.  ä., da
auch das in dem Wohnprojekt eingese
Quartiersmanagement im Notfall sch
und korrekt entscheiden und infor
ren kann.  

Das Quartiersmanagement wird von 2
bis 2018 für drei Jahre als Inklusions
derung über die Aktion Mensch fn
ziert. Darin enthalten ist eine halbe St
für das Quartiersmanagement sowie 
tere Personalkapazitäten, im Falles 
Vereins Alsbachtal e.  V. eine weitere 
be Stelle für eine Koordinationskraf
wie vier Honorarkräfe auf Minijob-Ba
Zudem gibt es eine Kooperation zwisc
dem Verein und dem LVR-HPH-Netz-
derrhein. Es zeichnet sich ab, dass e
Anschlussfnanzierung notwendig s
wird. Hier muss genau diferenziert 
den: Was ist ehrenamtlich leistbar, 
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che Aufgaben müssen weiter fnanziert 
werden? Wünschenswert wäre auch die 
Unterstützung durch die Kommune. Es
besteht ein hoher Koordinierungsauf-
wand, um das Miteinander in der Nach-
barschaf aufrechtzuerhalten.  

Das QM hat von Beginn an auf Begegnung 
gesetzt. Für ein inklusives Wohnprojekt 
reicht es nicht aus, nur den Wohnraum zu 
schafen. Daher haben die Quartiersma-
nager*innen die Mieter*innen nach ihren 
Interessen befragt und einen Stammtisch 
eingerichtet. Viele Wünsche konnten um-
gesetzt werden, einiges hat sich im Lauf 
der Zeit verändert. 

Alsbachtal e. V. 

 

Alsbachtal e. V. 

19 



 Alsbachtal e. V. (oben) 

Viele kommunikative Angebote laufen 
über das Essen: So gibt es im Begegnungs-
raum des Wohnprojektes monatlich ein 
gemeinsames Kafeetrinken, an dem 40-
45 Menschen teilnehmen. Auch Leute 
von außen kommen inzwischen dazu. 
Dies ist ein weiterer wichtiger Punkt: Die 
Angebote wurden von Beginn an auch 
nach außen getragen, aber es wird auch 
Mund-zu-Mund-Propaganda betrieben. 
Anfang 2017, nachdem die ersten Bewoh-
ner*innen mit Behinderung in Rente ge-
gangen sind und daher nicht mehr tags-
über in der Werkstatt waren, wurde ein 
gemeinsamer Mittagstisch eingeführt. 
Zweimal pro Woche wird mit 8-10 Perso-
nen gemeinsam gekocht. Wichtig ist das 
„gemeinsame Tun“ als Angebot, es ist 
kein Zwang. Damit zeigt sich auch, dass 
die Gemeinschaf funktioniert. 

Das QM hat vor allem die Rolle, über be-
stimmte Verhaltensarten aufzuklären: 
Warum reagiert jemand auf besondere 
Weise? Zudem organisieren sie den Aus-
tausch und bauen Dialog und Netzwerke 
auf. So engagieren sich auch Sportverei-
ne und Kirchen und nutzen den Begeg-
nungsraum, was wiederum zu neuen Be-
kanntschafen im Quartier führt. 
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Inklusion: Wohnen und Wohnumfeld 

Schlussfolgerungen für inklusives Wohnen 
und Quartiersentwicklung 

Akteure 

Rolle des Ehrenamtes in der inklus
Quartiersentwicklung 
Ehrenamt hat in diesem Themenfeld
ne Grenzen. Nicht alles kann sich 
selbständigen. Die Einbindung von P
– nicht nur in der ambulanten Betreu
– ist dauerhaf zu sichern. Aber ohne
renamt ist die Arbeit nicht leistbar. 
einen bringen die Ehrenamtler zusä
che Ressourcen, zum anderen neue
pulse und Ideen ein, die das Zusam
leben lebendig halten. 

Inklusive Gesellschaf benötigt eine 
gende Gemeinschaf 
Um die Herausforderung der inklus
Gesellschaf zu bewältigen, müssen
verschiedenen Zuständigkeiten (
tenträger, Gesundheitsbereich, Das
vorsorge, Helfer) zusammengebr
werden und in einer Kultur des „ne
Helfens“ gemeinsam agieren. Auch
Blick auf die inhaltlichen Themen
Wohnen, Mobilität, Infrastruktur, öf
licher Raum benötigt Inklusion eine 
Dimension des Zusammendenkens.
geht nicht mehr nur um ganzheitl
Lösungen im Sinne des integrierten 
delns, es muss mehr denn je auch aus
Perspektive der Nutzer*innen ged
werden. Auch in der Sozialen Stadt ist 
ses Zusammendenken noch nicht 
lich angekommen. Es gibt erste Ans
die jedoch nur Insellösungen sind. 

Zwei Systeme trefen aufeinander: S
alraumorientiertes Handeln vs. bud
fnanzierte Hilfesysteme 
Die Zusammenarbeit zwischen der q
tiersbezogenen sozialen Arbeit und 
Beschäfigten aus der stationären Be
dertenhilfe läuf noch nicht rund. In
sondere deshalb, weil die Hilfesyst
noch nicht umgebaut sind. Die statio
Pfege fnanziert sich über die Anzahl
Pfegeplätze, nicht über den notwend
Betreuungsaufwand. Mit dem Abbau
tionärer Plätze erhalten die Betreuer
nen aus der Pfege weniger Geld, was 
auf den Personaleinsatz niedersch
Der Quartiersansatz kalkuliert die Ko
anders – hier entstehen Reibungen. 
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Auch 

dadurch, dass die bislang „stationären“ 
Kräfe sich nun auch mit dem ambulan-
ten Bereich auseinandersetzen müssen 
und den Sozialraum mit in den Blick neh-
men müssen. 

Beteiligung 

Wie beteiligt man Menschen mit Behin-
derung sinnvoll an Projekten und Pla-
nungen? 
Aus Sicht der Beteiligten fehlt es an Erfah-
rungsberichten über Beteiligungsprojek-
te für Menschen mit Behinderung. Ggf. 
sind diese aber auch nur schwer zu fn-
den, so wie es einer Teilnehmerin beim 
Thema Senioren erging: Suchanfragen 
im Internet nach Beteiligungsverfahren 
mit Senioren ergaben kaum Trefer. Aller-
dings liegen über die Landesseniorenver-
tretung, die Landesarbeitsgemeinschaf 
Seniorenbüros oder auch das Thema Al-
tengerechte Quartiere (z.B. in Gelsenkir-
chen) vielfältige Informationen vor. Hier 
zeigt sich wieder einmal die Bedeutung 
von Netzwerken, gerade auch des Städ-
tenetzes Soziale Stadt, in denen man im 
kollegialen Rahmen nach Informationen 
fragen kann. 

Auch die Beteiligung von Anwohner*in-
nen bei der Entwicklung von inklusiven 
Wohnprojekten ist ernst zu nehmen. 
Gerade viele ältere Menschen bringen 
Fragen und Ängste mit. Hier ist Überzeu-
gungsarbeit notwendig, z.B. indem im 
Rahmen von Festen informiert wird. Der 
beste Weg ist meist der der Begegnung, 
des gemeinsamen Erlebens. Dabei muss 
auch deutlich gemacht werden, welche 
Chance das neue Wohnprojekt für die an-
deren Menschen im Stadtteil bietet, wie 
z.B. barrierefreie Wohnungen und Pfe-
gedienste in der Nachbarschaf, die man 
vielleicht selbst auch nutzen kann. 

Umsetzung 

Inklusion und Wohnen. Barrieren und 
Lösungswege 
Wohnprojekte können die Inklusion im 
Quartier unterstützen. Allerdings gibt es 
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bisher nur wenige Ansätze. Dies hat m
rere Gründe, wie das Beispiel Wupper
zeigt: Zum einen gibt es zu wenige b
rierefreie Wohnungen im öfentlich 
förderten Wohnungsbestand und es wi
insgesamt zu wenig mit öfentlicher 
teiligung gebaut. Der größere Anteil b
rierefreier Wohnungen befndet sich
privater Hand, und ist somit nur sch
zu mobilisieren. 

Aber es geht auch um die Frage, WIE 
baut wird. Es wird abzuwarten sein, 
es künfig im Neubaubereich selbstv
ständlich sein wird, barrierefrei zu b
en bzw. einen bestimmten Anteil an b
rierefreien Wohnungen vorzusehen. U
schließlich müssen die Anforderung
genauer defniert werden. Barrierefrei 
bauen ermöglicht nicht automatisch au
ein Leben mit Behinderung in der ei
nen Wohnung. So sind Türrahmen of 
eng gesetzt und Bäder nicht zwingend 
ausgestattet, dass genügend Wendepl
für einen Rollstuhlfahrer oder Raum f
eine Pfegeperson vorhanden ist. Z
gibt es eine DIN-Norm, in der die Vor
ben für Barrierefreiheit enthalten si
Da jedoch der Begrif der Barrierefreih
selbst nicht geschützt ist, gibt es auß
halb von Wohnungen, die mit öfen
cher Förderung gebaut wurden, keine 
cherheit, dass alle Anforderungen erf
sind. 

Möchte man inklusives Wohnen voll u
fänglich ermöglichen, muss die Wohnu
genau auf die gegebenen Bedürfnisse 
gepasst werden: Ist ein fest angebrach
Duschstuhl notwendig oder Platz für 
nen Rollstuhl in der Dusche? Muss Pl
für eine Duschliege vorhanden sein? 
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„Wir brauchen mehr 
bezahlbaren barriere
freien Wohnraum!“ 

Sandra Heinen, Behindertenbeaufra
der Stadt Wupper

Die in ihrer Gültigkeit ausgesetzte La
desbauordnung wird vermutlich in dies
Hinsicht wichtige Weichen stellen – of
ist derzeit, in welche Richtung. Die gese
lichen Vorgaben müssten den Rahm
zudem so setzen, dass eine Entscheidu
über Aufragsvergaben im Wohnungsb
in erster Linie von der zu schafend
Qualität abhängt, und nicht zwangsläu

-
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der günstigste Anbieter den Zuschlag er-
hält. Aber auch auf lokaler Ebene gibt es 
Möglichkeiten der Steuerung, so z.B. ein 
runder Tisch Wohnen, wie er in Wupper-
tal im Kontext der Stadtentwicklung ein-
gerichtet wurde. 

Wie kann man Wohnungsunternehmen 
oder Einzeleigentümer*innen dafür ge-
winnen, vermehrt barrierefrei zu bau-
en? Der Weg geht über Informationen zu 
Fördermitteln, das Zeigen guter Beispie-
le sowie die plausible Garantie, dass die 
Wohnungen vermietet werden, weil es 
so wenige Wohnungen in dieser Qualität 
gibt. Eine belastbare Statistik zum Bedarf 
an behindertengerechtem Wohnraum 
gibt es allerdings nicht. 

Barrierefrei unterwegs 
Das Umfeld von barrierefreien Wohnun-
gen ist aufgrund ihrer Bestandsstruktur 
meist nicht einmal barrierearm. Mobilität 
im Wohnungsnahbereich ist jedoch wich-
tig. Dazu gehört beispielsweise, dass die 
Bushaltestelle erreichbar ist, wofür ggf. 
ein Bordstein abgesenkt werden muss. 
Wie geht man aber damit um, wenn für 
das Umfeld einer inklusiven Wohnein-
richtung notwendige Umbauarbeiten 
angemeldet werden (Absenken eines 
Bordsteins, Abfachen einer Supermarkt-
aufahrt, Versetzen von Pollern am Ein-
gang eines Fußwegs, Verlängerung einer 
Ampelgrünphase für Fußgänger*innen), 
damit sich die Bewohner*innen in ihrem 
Wohnumfeld selbstständig und sicher be-
wegen können, und von Seiten der Bau-
verwaltung die Rückmeldung kommt, 
dass man Prioritäten setzen müsse, es sei 
nicht alles realisierbar, da nicht ausrei-
chend Mittel zur Verfügung stünden? 

Auch im Bereich des ÖPNV besteht 
Handlungsbedarf: Wollen zwei Rollstuhl-
fahrer*innen zusammen mit dem Bus 
fahren, so benötigen sie entweder eine 
dichte Bustaktung, oder es muss zugelas-
sen werden, dass zwei Rollstuhlfahrer*in-
nen gleichzeitig einen Bus nutzen dürfen. 
Aktuell darf meist nur ein*e Rollstuhlfah-
rer*in befördert werden, sodass gemein-
same Unternehmungen zeitlich kaum 
möglich sind. 

Inklusiver Sozialraum 
Wie können Menschen mit Behinderung 
den Sozialraum selbst erleben? Besonders 
positive Erfahrungen gibt es mit den Kir-
chen, die ein wichtiger Türöfner in die 
Gemeinden hinein waren. In Duisburg 
gibt es z. B. ein inklusives Musikprojekt 
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oder die Teilnahme an den Gemeinde
ten wird unterstützt. Dazu ist es wic
dass Wohnprojekte wie dieses nicht
in sich geschlossene Struktur mit eig
Versorgung konzipiert werden, son
dass ganz bewusst auf die funktion
räumliche und soziale Verzahnung
dem bestehenden Umfeld gesetzt w
Eine Bereicherung für alle Bewohner
nen könnten Märkte sein, in denen a
Menschen mit Behinderung arbeiten,
die Cap-Märkte, die es u.  a. in Wupp
gibt. Durch ihre Kleinteiligkeit sind
z.  B. auch für Senior*innen attraktiv 
sie könnten die kleinräumige Stadt
versorgung stärken. 

Die Sensibilisierung der Verantwo
chen für die Notwendigkeit von inkl
ver Quartiersentwicklung ist das zent
Thema. Es ist mehr Selbstverständl
keit notwendig, dass alles für alle erre
bar ist, ohne dass sich Menschen mit
hinderung erst erkundigen müssen,
der Besuch eines Kinos oder einer Ve
staltung für sie möglich ist. 

Es ist wichtig, Ofenheit zu signalisie
Wir können ihnen Unterstützung an
ten! Barrieren müssen bereits im Vo
nein identifziert und abgebaut, und
Möglichkeit der Teilnahme komm
ziert werden! Denn Menschen trauen 
of nicht, das selbst einzufordern. 
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Was hilf den einen, was möchten die an-
deren? In Aushandlungsprozesse gehen 
Typische Konfikte im öfentlichen Raum 
sind die Gegenpole barrierefreie Platzge-
staltung versus historische Pfasterung, 
gut lesbare Hinweisschilder versus stilis-
tisch passende Beschilderung im Sinne 
des Stadtbildes, starke Farbkontraste ver-
sus optischer Zurückhaltung. Hilfreich 
ist meist die Erkenntnis, dass viele Men-
schen von einer barrierefreien Gestaltung 
proftieren. In der konkreten Gestaltung 
lassen sich dann of mehr Spielräume ent-
decken, indem man miteinander spricht. 
Es ist aber schlicht auch ein Umdenken in 
den Köpfen notwendig, um zu verstehen, 
dass es nicht darum geht, bewährte Dinge 
zu ändern, sondern sie endlich bedürf-
nisgerecht zu gestalten. 

Praxisbeispiel Ahlen 
Das historische Kopfsteinpfaster 
des innerstädtischen Platzes sollte 
erneuert werden. 80% der befragten 
Bürger*innen sprachen sich für eine 
barrierefreie Gestaltung des Platzes 
aus. Es wurden drei Varianten zur 
Wahl gestellt und praktisch getestet. 
Im Ergebnis folgte man dem Votum 
der Bürger*innen, auch wenn es viele 
Fürsprecher*innen auch auf der Ent-
scheidungsebene für die historische 
Pfasterung gab. Das neue Pfaster ist 
ästhetisch ebenfalls ansprechend. 
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Finanzierung 

Fördermöglichkeiten im Geltungsbe
reich integrierter Handlungsfelder. Un
darüber hinaus? 
Die Schafung von Barrierefreiheit i
Wohnumfeld und im öfentlichen Rau
ist in Gebieten, für die ein integrierte
Handlungskonzept durch das Land a
erkannt wurde, mit Mitteln der Städt
bauförderung förderfähig. Damit ist ein
wichtige Grundlage für mehr Inklusio
in der Sozialen Stadt gegeben. Welch
Möglichkeiten bestehen jedoch auße
halb dieser Fördergebiete? Wie könne
Kommunen in Zeiten der knappen Hau
halte Maßnahmen zur Schafung vo
Barrierefreiheit im öfentlichen Rau
fnanzieren? Woher kommen Mittel zu
Absenkung von Bordsteinen und zu
Einbau taktiler Leitstreifen, wenn ei
inklusives Wohnprojekt außerhalb eine
Soziale-Stadt- oder Stadtumbaugebiete
entsteht? Der Bedarf nach Maßnahme
zur Förderung von Inklusion fällt inhal
lich nicht zwangsläufg mit den Bedarfe
integrierter Stadterneuerungsgebiete z
sammen – fördertechnisch derzeit jedoc
schon. 

Über die Initiative „Aktion Mensch“ kö
nen Maßnahmen innerhalb von Gebä
den und in direktem Zusammenhang m
ihnen (also z.  B. die Zuwegung zu Gebä
den) fnanziert werden, jedoch keine i
öfentlichen Raum. 

Bleiben die kommunalen Mittel. In Wu
pertal werden beispielsweise 50.000 Eur
pro Haushaltsjahr für die Herstellung vo
Barrierefreiheit im öfentlichen Rau
(z.  B. Umbau im Kreuzungsbereich, Re
sort Straßen und Verkehr) bereitgestell
Damit lassen sich kleinere Maßnahme
nach und nach realisieren. Größere Ma
nahmen müssen gut geplant sein: Di
Ausrüstung einer Kreuzung mit taktile
Leitelementen und akustischer Signala
lage kostet rund 40.000 Euro. 

-
d 

Woher kommt das Geld für Inklusionsprojekte? 

Noch gibt es nur wenige Möglichkeiten, Fördermittel zur Ums
zung von Inklusion und Barrierefreiheit zu beantragen. 

■  Die Stifung Wohlfahrtspflege stellt im Rahmen ihrer Gru
sätze Mittel bereit, die über die Wohlfahrtsverbände abge
fen werden können – wie intensiv sie genutzt werden, hä
von der Ausrichtung der jeweiligen Verbände in diesem T
menfeld ab. Gefördert werden unter anderem Projekte, die 
Realisierung einer nachhaltigen und inklusiven Quartierse
wicklung dienen (Förderrichtlinie als PDF unter www.sw-n
de/home/aktuelles/news/article/foerderung-der -quarti
sentwicklung). 

■  Die Landschafsverbände Westfalen-Lippe und Rheinla
fördern in der Regel Modellprojekte zur Behindertenhilfe u
Inklusion, u.  a. um Menschen mit Behinderung ein Leben
der eigenen Wohnung zu ermöglichen. Unter www.lwl.o
LWL/Soziales/Richtung-Inklusion/barrierefreiheit/barrie
freies-bauen findet sich eine Checkliste zur Überprüfung 
Barrierefreiheit von Gebäuden (PDF). 

■  Über die Aktion Mensch können freie gemeinnützige Orga
sationen oder Einrichtungen der Behindertenhilfe, der Beh
dertenselbsthilfe, der Hilfe für Menschen mit besonderen 
zialen Schwierigkeiten oder der Kinder- und Jugendhilfe ei
Projektförderung beantragen. Ein „Merkblatt Inklusion“ (P
informiert über Fördergegenstände, -voraussetzungen u
-höhe (zu finden unter www.aktion-mensch.de/foerderu
foerderprogramme/inklusion.html). Unter dem Titel „Ko
mune inklusiv“ begleitet die Aktion Mensch darüber hina
fünf ausgewählte Pilotregionen bei der Entwicklung von 
sätzen für und der Realisierung von Inklusion (Information
unter www.aktion-mensch.de/kommune-inklusiv) 

■  Der Europäische Sozialfonds benennt die „Unterstützung 
Inklusion behinderter Menschen“ als ein spezifisches Ziel
der Prioritätsachse B „Förderung der sozialen Eingliederu
und Bekämpfung der Armut“. 

■  Unter dem Namen „Förderprodukt IKU – Barrierearme St
(234)“ bietet die KfW einen zinsgünstigen Kredit für barrie
reduzierende Maßnahmen an. Gefördert werden Untern
men, die mind. 50%-igen kommunalen Gesellschafshint
grund vorweisen. Alle Informationen finden sich unter w
kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96fentliche-Einrichtung
Soziale-Kommunen/Finanzierungsangebote/Barriere
me-Stadt-kommunale-Unternehmen-(234). 

■  Auf der Seite der NRW.BANK (www.nrwbank.de) finden si
in der Rubrik „Förderprodukte“ weitere Programme für zi
günstige Darlehen im Bereich der Wohnraumförderung 
Menschen mit Behinderung (Wohnheime, Eigentum und Mi
wohnungen). 

Darüber hinaus gibt es bislang keine expliziten Programme, ü
die Mittel für mehr Inklusion und Barrierefreiheit dezidiert ber
gestellt werden. Inwieweit die bestehenden Programme auf B
des- und Landesebene auch für Inklusionsprojekte genutzt w
den können, muss von Fall zu Fall geprüf werden – so kann z.
die Herstellung von Barrierefreiheit im öfentlichen Raum im Zu
einer Platzgestaltung durch Städtebauförderungsmittel in ein
anerkannten Fördergebiet gefördert werden. 
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Inklusion ist keine 
Sonderaufgabe, sondern 

eine Selbstverständlichkeit. 

Alle sind aufgefordert, in 
diesem Sinne zu handeln. 
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Fördermöglichkeiten und -beispiele für Quartiersmanagement 

■ Das klassische QM wird in NRW über das Programm Soziale Stadt aus Mitteln der Städtebauförderung ge 
fördert. Schwerpunkt sind bauliche und investitionsbegleitende Maßnahmen im Rahmen eines integrierten 
Handlungskonzeptes. 

■ Im Rahmen des Landesförderplans „Alter und Pflege“ des Landes NRW wurde / wird ein Quartiersmanage 
ment zur Unterstützung altengerechter Quartiere gefördert. Pauschal werden 40.000 Euro inkl. Sachkosten für 
ein QM über drei Jahre gewährt. 

■ Wohnungsgesellschafen fördern Strukturen eher im Bereich Verstetigung u. a. durch Kosten für Räumlichkei 
ten, ggf. auch mit Beiträgen zur Personalkostenfinanzierung. 

■ In Paderborn wird ein Quartiersmanagement im Bereich Altengerechtes Quartier durch die Caritas getragen 
sowie eines über die Aktion Mensch. Die Stadt Paderborn finanziert zusätzlich zwei halbe Stellen zur Quartier 
sentwicklung. 

■ Im Rahmen eines Förderaufrufs des LVR zur inklusiven Quartiersentwicklung und zur Reduzierung stationärer 
Plätze werden seit 2014 und noch bis 2019 landesweit 11 Modellprojekte umgesetzt und ausgewertet. Sollte 
eine anschließende Auswertung des Projektes ergeben, dass durch die Quartiersorientierung in der Behinder 
tenhilfe Kosten eingespart werden können, könnte daraus eine weitere Finanzierungsmöglichkeit für Quar 
tiersmanager entstehen. 
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